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(5) Für Kinder und Erwachsene mit psychischen und physischen Schädigungen be
stehen Sonderschul- und -ausbildungseinrichtungen.

(6) Die Lösung dieser Aufgaben wird durch den Staat und alle gesellschaftlichen Kräfte 
in gemeinsamer Bildungs- und Erziehungsarbeit gesichert.

Artikel 26
(1) Der Staat sichert die Möglichkeit des Übergangs zur nächsthöheren Bildungsstufe 

bis zu den höchsten Bildungsstätten, den Universitäten und Hochschulen, entsprechend 
dem Leistungsprinzip, den gesellschaftlichen Erfordernissen und unter Berücksichtigung 
der sozialen Struktur der Bevölkerung.

(2) Es besteht Schulgeldfreiheit. Ausbildungsbeihilfen und Lernmittelfreiheit werden 
nach sozialen Gesichtspunkten gewährt.

(3) Direktstudenten an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen sind von Studien
gebühren befreit.

Stipendien und Studienbeihilfen werden nach sozialen Gesichtspunkten und nach 
Leistung gewährt.

Artikel 27
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, den Grund

sätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht 
wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis beschränkt. Niemand darf benachteiligt 
werden, wenn er von diesem Recht Gebrauch macht.

(2) Die Freiheit der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens ist gewährleistet.

Artikel 29
Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik haben das Recht auf Vereinigung, 

um durch gemeinsames Handeln in politischen Parteien, gesellschaftlichen Organisationen, 
Vereinigungen und Kollektiven ihre Interessen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
und Zielen der Verfassung zu verwirklichen.

Artikel 34
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Freizeit 

und Erholung.
(2) Das Recht auf Freizeit und Erholung wird gewährleistet

durch die gesetzliche Begrenzung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit, 
durch einen vollbezahlten Jahresurlaub und
durch den planmäßigen Ausbau des Netzes volkseigener und anderer gesellschaft
licher Erholungs- und Urlaubszentren.

Artikel 35
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Schutz 

seiner Gesundheit und seiner Arbeitskraft.
(2) Dieses Recht wird durch die planmäßige Verbesserung der Arbeits- und Lebens

bedingungen, die Pflege der Volksgesundheit, eine umfassende Sozialpolitik, die Förde
rung der Körperkultur, des Schul- und Volkssports und der Touristik gewährleistet.

(3) Auf der Grundlage eines sozialen Versicherungssystems werden bei Krankheit und 
Unfällen materielle Sicherheit, unentgeltliche ärztliche Hilfe, Arzneimittel und andere 
medizinische Sachleistungen gewährt.


